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damit auch schon ihr Fordern muß 
das Grab jedes klassenkämpfe­
rischen Denkens sein, da solche 
Mitbestimmung gerade die Aus­
söhnung von Kapital und Arbeit 
erbringen soll. Ist es dann nicht 
evident, daß eine solche Aussöh­
nung, die in der m itverantw ort­
lichen Leitung innerhalb der Kapi­
talwirtschaft ihren Nutzeffekt ge­
rade auch im sozialen Sektor haben 
soll, dem Gedanken des A rbeits­
kampfes den Sinn nimmt? Das geht

weit über die Teilfrage nach der 
Zulässigkeit oder Zweckmäßigkeit 
einer Zwangsschlichtung von Kol- 
lektivstreitigkeiten hinaus i hier 
handelt es sich um die Frage, in­
wieweit mit solchen betriebs- und 
wirtsdiaftsdemokratischen Forde­
rungen die Idee des Arbeitskamp­
fes überhaupt noch verträglich ist. 
Liegt hier nicht ein Bruch in der 
Konzeption vor, wenn modernste 
Lösungen gefordert werden, die 
eine neue soziale Entwicklungs­

phase heranführen sollen, und an­
dererseits an Methoden festgehal­
ten wird, deren ideologisches Auf­
geben die Voraussetzung jener 
Forderungen sein sollte? So ge­
sehen spitzt sich unser Problem 
daraufhin zu, inwieweit die Einsicht 
in eine betriebsdemokratisch aus­
geweitete Sozialordnüng zu einem 
Aufgeben, zumindest zu einer ein­
schränkenden Kontrolle der bis 
heute als Dogma verteidigten Ar­
beitskampffreiheit führen muß.

(Dr. B„ Köln)

Geh.-Rat Prof. Dr. Kurt Wiedenfeld, Friedrichsbrunn

Beamtentum und Unternehmertum
Wir freuen uns, diese soziologische Studie zum 80. Geburtstag (30. September) des Autors ver­
öffentlichen zu können, dessen Persönlichkeit allen vertraut ist, die Deutsdtlands Ringen um 
seinen Platz in der Weltuiirtschafi seit der Jahrhundertwende verfolgt haben.

^ ^ o n  jener Zeit her, in der das absolutistische Herr- 
’ schaftssystem im S taate die Regierenden und die 

Regierten einander gegenüberstellte, hat sidi trotz 
aller Konstitutionen und V olksvertretungen bis in die 
Gegenwart hinein eine Gegensatzstimmung zwischen 
den Beamten als den Trägem  der Regierungsgewalt 
und den Wirtschaftsmenschen als der Hauptm asse der 
Regierten erhalten. Diese fühlten sich als Unterneh­
mer am stärksten in  ihrer Bewegungskraft eingeengt j 
als A ngestellte und A rbeiter sahen sie die feste An- 

, S tellung und lebenslängliche Versorgung der Beamten 
nur von der m ateriellen Seite und nicht von ihrer 
staatlichen Notwendigkeit aus an. Die Beamten wieder­
um verstanden ebenfalls die besondere Lage, in  der 
sich die W irtschaftskräfte mit den Schwankungien der 
wirtschaftlichen Entwicklung zurechtzufinden hatten, 
nicht zu würdigen und stellten schichtweise deren 
Einkommen in Vergleich mit ihren eigenen Bezügen, 
vergriffen sich auch nicht selten im Tone, in dem sie 
mit den früheren „Untertanen* verkehrten. So ist es 
wohl angebracht, einmal die W esensverschiedenheit 
der Aufgaben und der ihnen entsprechenden Lösungen 
für die führenden Schichten beider Gruppen darzulegen.

Erfüllung der Alltagspflichten als Maßstab
Wie immer der Staat als organisierte Volksgemein­
schaft nach Tradition und Gesetzgebung aufgebaut ist 
— ob er als Nachtwächterstaat lediglich die Rechte 
der Staatsangehörigen feststellen und sichern will oder 
ob er als Kultur- und W ohlfahrtsstaat auch selbstän­

dige Ziele verfolgt —, immer ist es die Aufgabe seiner 
Beamtenschaft, die Kraft des Gemeinwesens zu wahren 
und zu mehren. Da gilt es nicht nur, nach innen und 
außen die Ordnung und Ruhe aufrechtzuerhalten, deren 
das tägliche Leben des Volkes bedarf und auf der 
sich nicht zuletzt das wirtschaftliche Handeln der Ein­
zelnen aufbaut. Wichtig ist, einen möglichst großen 
und ständig zunehmenden Teil des Volkes mit Ge­
meinsinn und Staatsgefühl zu erfüllen, damit die An­
gelegenheiten der Gemeinschaft von jedem  Einzelnen 
als eigene Sache empfunden werden und jeder sich 
für das Ganze verantwortlich fühle. Schon jenem ein­
fachen Pflichtenkreis gegenüber macht sich aber die 
ganz unterschiedliche Einstellung bemerkbar. Bei den 
Unternehmern wird dies durch ein früher viel ge­
brauchtes und auch der Gegenwart nicht fremdes 
W ort zum Ausdruck gebracht: es sei der Bürger, der 
mit seiner Steuerleistung den Beamten ernähre. Dem 
wird von der anderen Seite entgegengehalten, daß die 
Beamtenschaft erst den wirtschaftlich tätigen Bürgern 
die Grundlage ihres Handelns sichere; denn wie hätte 
ohne das entsprechende Eingreifen der ausführenden 
Staatsorgane gegenüber dem naturgegebenen „Recht 
des S tärkeren ' das Eigentum aus dem natürlichen 
Wunschbereich des Einzelnen zu einer wirksamen 
Rechtsgestalt, die Erfüllung vertraglich übernommener 
Verpflichtungen und der Sdiutz gegen Gewalttätigkeit 
und Seuchen zu einer Selbstverständlichkeit empor­
gehoben werden können, wie denn auch die w eiter­
gehenden Forderungen der Gesetzgebung in ihrer
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Durchfühning regelmäßig an die maßgeblicfae M itwir­
kung der staatlidien Beamtensdiaft gebunden sind. 
Und in der Tat! W ie diese Aufgaben von der Be­
am tensdiaft erfüllt werden, das gibt dem Durdisdinitts- 
bürger ebenso wie dem Bürokraten den entsdieiden­
den Maßstab, ob eine Verwaltung als gut oder als 
sdiledit anzuspredien sei.

Eigenveranttoortung und korrekte Gleichmäßigkeit 
Für das Arbeiten der höheren Beamten ist die maß­
gebende Grundlage, daß sidi ihr Ziel, die W ohlfahrt 
des Volkes, nur erreidien läßt, wenn bis in die Einzel­
heiten hinein zwisdien den versdiiedenen Verwal­
tungszweigen und Behörden in gleidier Riditung vor­
gegangen wird, und daß der Erfolg oder Mißerfolg 
der einzelnen Maßnahmen zumeist erst nadi längerer 
Zeitdauer, oft erst nadi Jahren und selbst Jahrzehn­
ten zutage tritt. Keine Sonderhandlung und keine 
Hcmdlungsfolge eines einzelnen Beamten oder einer 
Behörde läßt für sidi allein zu einem Urteil gelangen. 
Die m annigfadisten Maßnahmen greifen neben- und 
nadieinander in  die Gesamtentwidclung ein und 
müssen deshalb straff aufeinander abgestimmt sein. 
In jedem Einzelfall ist vor dem endgültigen Entsdiluß 
zu prüfen, ob nidit auf einer anderen Stelle bereits 
ein gleidies oder wenigstens ähnlidies Vorkommnis 
zu einem behördlidien Eingreifen geführt hat und wie 
die geplante Regelung sidi etwa in der Zukunft nodi 
auswirken mag. Es darf audi nidit außer ad it gelassen 
werden, daß eine einmal getroffene Entsdieidung so 
leid it nidit ohne empfindlidie Sdiädigung der behörd- 
lidien A utorität rüdegängig zu m adien oder audi nur 
in w esentlidien Punkten abzuändern ist. Von der Be­
völkerung wird als unerträglidie W illkür empfunden, 
wenn bei gleidier oder ähnlidier Sadilage etwas dem 
einen versagt wird, was einem anderen von derselben 
oder einer anderen staatlidien Stelle gewährt worden 
ist. Das sdiließt gewiß nidit sdiledithin jeden Ver- 
sudi eines neuen W eges aus und darf nidit dahin 
übertrieben werden, daß dem einzelnen Beamten die 
M öglidikeit zur Entfaltung eigener Initiative und zur 
Übernahme eigener Verantwortung genommen wird; 
es knüpft aber die Entsdiließungen soldier A rt an 
ein erhöhtes Maß von V orsidit und Erwägung der 
v ielleidit eintretenden Konsequenzen. Dem Organ der 
öffentlidien Verwaltung muß jedenfalls die Prüfung 
aller W irkungsm öglidikeiten stets w iditiger sein als 
die Sdmelligkeit des Entsdilusses. V orsiditige Be- 
daditsam keit und korrekte Gleidimäßigkeit sind die 
Grundbedingungen aller staatlidien Verwaltungen. 
H ier ergibt sidi eine Sdiwierigkeit, die den privaten 
Unternehmungen audi nidit unbekannt ist. Bedürfen 
diese ihrer Größe wegen einer besonderen zentralen 
Leitung, die sidi über die einzelnen Betriebe erhebt, 
so ist deren Aufgabe, ebenfalls für ein genau abge­
stimmtes Ineinandergreifen der versdiiedenen A rbeits­
stellen zu sorgen, damit n id it an die Stelle des M it­
einander etw a ein Neben- oder gar Gegeneinander 
trete. Dennodi muß audi hier, ähnlidi wie von den 
höheren und hödisten Verwaltungsbehörden, den 
formal untergebenen Leitern der einzelnen Stellen ein 
beträditlidies Maß von Selbständigkeit belassen w er­

den, weil tüditige M ensdien das für die Entfaltung 
von V erantwortlidikeitsgefühl und Initiative natur- 
notwendig braudien. Für die zentrale Leitung ist also 
die Kunst der M erisdienbehandlung die w iditigste 
Seite ihrer Betätigung. Das geht so weit, daß man bei 
den großen Konzernen sdion zweifeln kann, ob die 
M itglieder des Gesamtvorstandes überhaupt nodi die 
Funktion der Unternehmer als der Risikogestalter aus­
zuüben haben, ob sie nidit vielm ehr sdion in  aller 
W irklidikeit den Charakter von Verwaltungsm ensdien 
in sidi tragen. Die hieraus sidi ergebende Zurüdc- 
haltung ist in  w irtsdiaftlidien Betrieben um so sdiwe- 
rer zu bewahren, als nad i außen hin auf dem Gesamt­
vorstand alle V erantwortung liegt und keine feste 
Tradition — wie bei den staatlid ien  V erw altungen — 
das Innenverhältnis zw isdien Vorgesetzten und Unter­
gebenen zu regeln pflegt. Immer muß der Gesamtvor­
stand zusammen m it dem A ufsiditsrat sid i die Ent­
sdieidung über die finanziellen Fragen, n id it zuletzt 
über die finanziellen A nsprüdie der einzelnen Betriebe 
Vorbehalten, die nidit wie für die einzelnen Staats­
behörden in den Rahmen eines gesetzlidi festgelegten 
Haushaltsplanes eingefügt sind. Die größere Bewe­
gungsfreiheit, die sidi aus dem Fehlen eines soldien 
Planes für die großen Privatunternehm ungen ergibt, 
hat hier ihre Kehrseite. So frei, wie etw a ein preußi- 
sdier Landrat oder sädisisdrer Am tshauptmann dank 
der Verbindung eines Staats- und eines Kommunal­
am tes seinem staatlidien Vorgesetzten gegenüber­
stand, kann ein Betriebsleiter in  einem Konzern zu 
seiner Gesamtleitung nidit wohl gestellt werden.

Beamtenm äßige Zuge im  Unternehmertum
Diese Sdiw ierigkeit hat allerdings an Gewidit erheb- 
lidi verloren, seitdem an die Stelle der Untem ehmer- 
w irtsdiaft der Vergangenheit das System der staatlidi 
geregelten W irtsdiaft und an die Stelle der W elt- 
m arktw irtsdiaft die auf den Staatsraum  abgestellte 
W irtsdiaft getreten ist; audi sdion die Bildung straffer 
Kartelle und die damit gegebene Einsdiränkung des 
marktmäßigen W ettbewerbs für die dazu geeigneten 
W irtsdiaftszweige der M assenerzeugung hat den Auf­
bau großer Unternehmungen erle id itert und nun 
vollends zu größerer W irkung gebradit. Vordem lag 
der w iditigste Vorzug und zugleidi die w iditigste Be­
dingung, w orauf die kleineren, in  spezialisierter 
A rbeit sid i haltenden W erke ihre Selbständigkeit und 
W ettbew erbsfähigkeit zu stützen verm oditen, in der 
absoluten Entsdilußfreiheit, m it der die leitenden, 
meist sie allein besitzenden Unternehm er sidi den 
M arktvorgängen anzupassen verm oditen. Da kam  es 
vor allem auf ein rasdies Erfassen der sidi andeuten­
den W andlungen der M arktlage und auf entsprediend 
rasdies Ausnutzen der sidi jeweils bietenden Einkaufs­
und Verkaufsm öglidikeiten an. Es w ar audi bedeut­
sam, daß die W irkungen der Entsdilüsse in  der Regel 
verhältnism äßig sdinell in Ersdieinung traten  und 
dann vielfadi durdi eine Gegenmaßnahme, etwa 
das baldige V erkaufen einer W are nadi einem sidi 
als falsdi erweisenden Einkauf, wenigstens abge- 
sdiw ädit w erden konnten. N idits verpfliditet den 
Unternehmer, an seinem V orgehen audi gegenüber 
einem Fehlsdilag in neuen Fällen festzuhalten. Dieser
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Vorteil hat aber durch die Neugestaltung des W irt- 
sdiaftslebens auch beträchtlich an Gewidit verloren. 
Beide W andlungen sind in der Kriegszeit in einer auf­
fallend starken Vermehrung und Ausbreitung der 
Großunternehmungen und Konzerne zum Ausdruck 
gelangt. Aus der quantitativen Steigerung der V er­
gangenheit ist in  Gestalt abgerundeter Monopole ein 
»Qualitativ-Neues* entstanden, was zugleich den be­
amtenmäßigen Zug innerhalb der Unternehmerschaft 
verstärkt hat.

Unternehmerische Haltung in der Beamtenschaft
ln  ähnlicher W eise hat sich innerhalb der Beamten­
schaft in größerem Umkreis das Verständnis für die 
unternehmerische Haltung gehoben. Hierzu hat vor­
nehmlich die starke Ausweitung des staatlichen Eigen­
besitzes und Eigenbetriebes wirtschaftlicher W erke 
beigetragen, die sich aus der Kriegsnotwendigkeit 
ergeben hat. So w ar es für Deutschland fast gänzlich 
neu, daß auch das Reich in die Reihe dieser Staaten 
eingetreten ist. Gewiß hatte die Reichsverwaltung 
schon lange vor dem W eltkrieg außer der Post und 
der Reichsdruckerei die elsaß-lothringischen Eisen­
bahnen durch eine eigene Behörde betrieben; hierbei 
stand aber die Post ausgeprägt unter Hoheitsgrund­
sätzen, und die beiden anderen Unternehmungen 
hatten wenig Bedeutung für die hier behandelte 
Frage. Die Reichsbank wurde von Reichsbeamten ge­
leitet, während ihre A ktien sich ausnahmslos im priva­
ten Besitz befanden; dadurch stand dieser Betrieb 
ebenso wie der der Post nicht unter unternehm eri­
schen Zielen. Erst mit der Errichtung der Reichsbahn 
als ein Unternehmen, das alle wichtigen Schienen­
wege des Reichsraumes umfaßte, traten  bei aller Be­
tonung der gemeinschaftlichen Aufgaben doch die 
finanziellen Fragen so w eit m it in den Vordergrund, 
daß zur leichteren Lösung die Bahn mit ihren Ein­
nahmen und Ausgaben aus dem allgemeinen Haushalt 
als ein Sondervermögen wirtschaftlicher A rt heraus­
genommen und nur noch m it ihrem Reinertrag am all­
gemeinen H aushalt beteiligt wurde. Dasselbe geschah 
mit der Post. In rein privatrechtlicher Form, jedoch mit 
dem Reich als alleinigem Aktienbesitzer, standen alle 
die vielen Betriebe, die das Reich damals aus dem 
ersten W eltkrieg in die neue W irtschaftsweise ein­
gebracht hat. Auch die größeren Gliedstaaten, allen 
voran Preußen, hatten  ihren Besitz ähnlicher A rt er­
heblich erweitert, zum Teil sich ganz neu zu Besitzern 
mannigfacher W irtschaftsbetriebe gemacht und so 
den V erlust an eigenen Eisenbahnen ausgeglichen. 
Nicht zuletzt die Städte und die Kommunalverbände 
sind diesem Zug der organisatorischen Entwicklung in 
großer Zahl und Breite gefolgt.

Die so errichteten Aktiengesellschaften der öffentli­
chen Hand sind nicht nur in ihrer Rechtsform den 
privaten Großunternehmungen gleichgestellt, sondern 
auch im Aufbau ihrer Leitungen ist dem privaten 
Unternehmertum M itwirkung eingeräum t worden. In 
den V orständen sind neben etw a gewesenen Beamten, 
die nun in aller Form zu privatwirtschaftlichen Ange­
stellten um gewandelt werden, regelmäßig auch Män­
ner, die aus der Privatwirtschaft gekommen sind. 
Aus dem erw eiterten Eigenbesitz der öffentlichen 
Hand ist noch eine zweite Gelegenheit des Zusammen- 
arbeitens zu erheblich größerer Bedeutung gelangt: 
die eigenartige Form der „gemischtwirtschaftlichen 
Unternehmungen". Sie hat schon in den letzten Jah ­
ren  vor dem ersten W eltkrieg in der Elektrizitäts­
bewirtschaftung stärkeren Eingang gefunden, w ar da­
mals jedoch fast ganz auf die Beteiligung kommunaler 
Beamter in den Unternehmungen der E lektrizitätsver­
teilung beschränkt; das wichtigste, aber nicht einzige 
Beispiel w ar das Rheinisch-Westfälische Elektrizitäts- , 
w erk (RWE), das sein Verteilungsnetz schon über den 
ganzen W esten Deutschlands vom äußersten Norden 
bis in  die Schweiz hinein ausgebreitet hatte. Nach dem 
Ende des ersten W eltkriegs ist dann das Gesamtgebiet 
des Reichs von solchem Netz überzogen worden, und 
allenthalben haben sich nunmehr die S taatsverw altun­
gen einschließlich der des Reiches daran beteiligt. Seit­
dem besteht kaum noch eine einzige Verteilungsge­
sellschaft, in deren Aufsichtsrat nicht die staatlichen 
und kommunalen Beamten neben den V ertretern der 
W irtschaft Sitz und Stimme haben und einer von ihnen 
den Vorsitz führt. Nach und nach haben sich die 
S taatsverw altungen auch als Eigentümer von Elektri­
zitätswerken in die Kraftlieferung eingeschaltet. H ier 
hat die Entwicklung der Kriegszeit unbestritten den 
staatlichen und kommunalen Gewalten ein starkes 
Übergewicht gegeben, die formal privatrechtlichen Ge­
sellschaften in ihrem W esen dem reinen Besitz der 
öffentlichen Hand stark  angenähert und so deren 
Gewicht im W irtschaftsleben von der wirtschaftlichen 
Seite her verstärkt.

Das Entgelt fü r  unternehmerische Leistung
So stark  aber Beamtenschaft und Unternehmerschaft 
in Einzelfällen sich berühren und dadurch über die 
Besonderheit hinaus auch Verständnis füreinander 
gewonnen haben mögen, an dem grundsätzlichen An­
derssein, Andersempflnden hat sich zwischen den bei­
den Volksgruppen nichts W esentliches geändert. Das 
zeigt unverkennbar die grundverschiedene A rt und 
Weise, wie das Entgelt für ihre A rbeiten bemessen 
wird. H ier sind Beamten- und Unternehmerschaft un­
vergleichbar geblieben. Jene ist nach wie vor auf „An­
gem essenheit“ nach den Notwendigkeiten ihrer Le­
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bensführung, diese dagegen auf Leistungslohn nach 
der Lage ihres M arktes gestellt.
Bei den Unternehmern, soweit sie die angestellten 
Direktoren einer Gesellschaft oder die Prokuristen 
eines formalen .Eigentümerunternehmers sind, liegt 
stets ein V ertrag zugrunde, den beide Parteien in 
durchaus individueller Verhandlung vereinbart haben. 
In dem vereinbarten Gehalt sowie dem mehr oder 
m inder hohen Gewinnanteil, den sich diese Angestell­
teninhaber der Unternehmerfunktion jeweils erstritten 
haben, drückt sich deutlich der Charakter eines Lei­
stungslohnes aus.,D essen Höhe richtet sich in aller 
Regel nach dem Verhältnis, in dem das Angebot an 
entsprechend qualifizierten Kräften zur Nachfrage 
steht; nur, wie hoch sich der Gewinnanteil absolut 
stellen wird, hängt zwar keineswegs allein, aber doch 
zum wesentlichen Teil von der Unternehmerleistung 
des A ngestellten ab. Es können sich auch Monopol­
stellungen ergeben, sobald für eine Unternehmung 
eine besonders befähigte Leitungskraft gesucht wird. 
Dann werden Gehalt und Gewinnanteil entsprechend 
hoch vereinbart. Die Eigentümer-Unternehmer pflegen 
dagegen zwar in den Beträgen, die sie zur Deckung 
ihrer Lebenskosten aus den Einnahmen entnehmen, 
keinen Unterschied zwischen ihrem Unternehmerlohn 
und ihrem Unternehmergewinn zu machen, wie sie ja  
auch keinem W ettbewerb um ihre Stellung ausgesetzt 
sind; in  dem Festhalten an der gewohnten Lebensfüh­
rung oder deren Anpassung an die Einnahmen zeichnet 
sich aber auch bei ihnen der Lohncharakter der Entnah­
men ab. Für beide Schichten mögen sich je  nach der 
Größe und der A rt der Unternehmungen gewisse Le­
bensansprüche als üblich geltend machen. Eine feste 
Regel können sie jedoch nicht bilden, da der absolute 
Gewinn, der in die Lebensführung einfließt, sich jeder 
Voraussage und demgemäß jeder Festlegung entzieht 
und es den Begriff des standesgemäßen Unterhalts für 
das W irtschaftsleben nicht mehr gibt.

Die Beamtengehälter 
Dem steht in schroffstem Gegensatz die Bemessung 
der Beäm tengehälter gegenüber. Diese werden be­
kanntlich nicht individuell im Verhandlungswege ver­
einbart, sondern gelten ein für allemal in gleicher 
W eise für ganze Gruppen von Stellungen und von 
Rangklassen, abgestuft nach dem Maß der zugrunde 
liegenden Verantwortlichkeit. Sogar besondere, irgend­
wie aus dem allgemeinen Rahmen herausfallende Lei­
stungen w erden in aller Regel nicht in Geld, sondern 
durch formale Anerkennungszeichen belohnt, wie sie 
in Titeln und Orden zu Gebote stehen. Soll den Be­
am ten eine m aterielle Besserstellung zuteil werden, so 
kann es nur im W ege der Beförderung geschehen; 
sonst ist er auf die Erreichung höherer A ltersklassen 
angewiesen. Alles dies setzt ausschlaggebend die Gel-, 
tung des Angemessenheitsbegriffes voraus; eine stän­
dische Auffassung also, die jeder Gruppe eine be­
stimmte Lebensführung zubilligt. Der hierin liegenden 
Sicherung solcher Lebensführung entspricht aber die

Verpflichtung, den amtlichen Dienst allen persönlichen 
Wünschen vorgehen zu lassen, die A rbeitsfähigkeit in 
ihrem gesam ten Umfang diesem Dienst zu widmen 
und auch außerhalb des Dienstes eine .standesgem äße“ 
Haltung zu bewahren.
Unvermeidlich hat dieses System, das seinem allge­
m einen W esen nach der V ergangenheit angehört, in 
den letzten Jahrzehnten mit den Schwierigkeiten sol­
chen W iderspruchs zu kämpfen gehabt. Nicht so sehr, 
weil die Lebenskosten und auch die als berechtigt 
geltenden Lebensansprüche sich ganz allgemein und 
so auch innerhalb der Beamtenschaft gew andelt haben; 
dem hat durch Anpassung der Gehälter noch einiger­
maßen Rechnung getragen w erden können. Viel 
schwerer hat sich geltend gemacht, daß der Begriff 
der Angem essenheit und Standesgemäßheit, der im 
W irtschaftsleben völlig ausgehöhlt w orden ist, auch 
innerhalb der Beamtenschaft dank dem wachsenden 
Anteil früher sich ihr fernhaltender Volksschichten 
seine Festigkeit verloren und dadurch die Abstufung 
der Gehälter von Gruppe zu Gruppe etw as Schema­
tisches, d .h . W illkürliches erhalten hat. Dies bedeu­
te t nicht weniger, als daß die Beziehung zwischen der 
Lebensführung und dem Gehalt geradezu um gekehrt 
w orden ist. Das amtliche Einkommen, wie es die ge­
setzlich festgelegte Skala bestimmt, gibt die Grund­
lage für die Lebensführung des Beamten und legt 
dieser die Angem essenheit bei.
Dennoch hat die Festlegung beibehalten w erden müs­
sen. Nicht im Interesse der Beamten, sondern dem der 
Allgemeinheit. Das ist es, was zu der Forderung führt, 
die Beamtenschaft aus dem Lebenskampf herauszu­
nehmen und ihr in der gesicherten Lebensstellung ein 
A rbeiten zu gewährleisten, das ganz und gar der All­
gem einheit dienen soll und keinen Raum für die Ver­
folgung egoistisch-materieller Ziele lassen darf. Dem 
W irtschaftsleben steht der Beamte zwar, so unent­
behrlich und grundlegend seine Tätigkeit als Unter­
lage aller wirtschaftlichen Arbeit für dieses ist, un­
m ittelbar nur als Konsument und nicht als Produk­
tionsbeteiligter gegenüber. Sein Entgelt erhält er je ­
doch in A rt und Höhe nach M aßgabe einer Betäti­
gung, die er im Gesarhtrahmen der öffentlichen Auf­
gaben zu erfüllen hat — als Produzent also, um einen 
wirtschaftlichen Ausdruck für eine nichtwirtschaftliche 
Erscheinung zu gebrauchen. So ist es dabei verblieben, 
daß jener Vergleich der Beam tengehälter m it dem 
Einkommen der Unternehm er und ihrer A ngestellten 
sich in falscher Bahn bewegt und zwei völlig ver­
schieden gelagerte Ebenen einander gegenüberstellt. 
Und in der Gegenwart, in der an die Stelle der freien 
Unternehmer- und Risikowirtschaft das System der 
staatlich gelenkten W irtschaft getreten ist, muß voll­
ends entscheidendes Gewicht darauf gelegt werden, 
die Träger dieser Lenkung selbst aus dem Lebens­
kampf herauszuhalten. Man mag die allgemeine 
Entwicklung begrüßen oder beklagen, den in ihr lie­
genden Konsequenzen hat m an k lä r und nüchtern 
Rechnung zu tragen.
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